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Gemeinde Dörentrup 
 
555 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl des Bürgermeisters und 
der Vertretung der Gemeinde Dörentrup (Wahl 
im Wahlbezirk und Wahl aus der Reserveliste) 
im Jahr 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Zehnte Verordnung zur Änderung der 
KWahlO vom 27. Juni 2011 (GV. NRW. 2011 S. 300, ber. 
S. 394), - SGV NRW 1112 - fordere ich hiermit zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
auf. 
 
Außerdem fordere ich hiermit gemäß § 75 b KWahlO zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
- des Bürgermeisters 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde Dörentrup, -
Wahlamt-, Poststraße 11, 32694 Dörentrup, während der 
Dienststunden kostenlos abgegeben werden.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 1998 Seite 454, berichtigt Seite 509 und 1999 
Seite 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und zur Ände-
rung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 1. 
Oktober 2013 (GV.NRW S. 564), in Kraft getreten am 19. 
Oktober 2013 – SGV.NRW 1112 -  und der §§ 25, 26 und 
31 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher und männlicher 
Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen 
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von 
diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht 
werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wähler-gruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 
lassen.  

 
 
 
 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Vorausset-
zungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihen-
folge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung  als Ersatzbewerber. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammen-
tritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind innerhalb der letzten 15 Monate vor 
Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahl-
bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekannt-
gabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezir-
ke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und Wähler-
gruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Lei-
ter der Versammlung und zwei von dieser bestimm-
ten Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides 
Statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers 
für das Amt des Bürgermeisters und der Bewerber 
für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt 
ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versi-
cherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, 
dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber 
und die Bestimmung der Ersatzbewerber in gehei-
mer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung ei-
ner Ausfertigung der Niederschrift und der Ver-
sicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorlie-
gen eines gültigen Wahlvorschlages. 
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1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz 
KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen ein-
gereicht haben und wo und bis zu welchem Zeit-
punkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemä-
ßen Einreichung von Satzung und Programm von 
Parteien und Wählergruppen eingereicht werden 
können, macht das Innenministerium nach dem 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung öffentlich be-
kannt.  

 
 Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einrei-

chungsfrist nach, dass für ihn im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen eingetragen 
ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) ei-
ne Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die An-
gabe eines Postfachs genügt nicht. 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 

können auch von Parteien und Wählergruppen ge-
meinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der 
Bewerber entweder in einer gemeinsamen Ver-
sammlung oder in getrennten Versammlungen der 
beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die 
Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen 
keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber 
wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeis-
ters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er 
muss enthalten:  

 
- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; andere Wahlvorschläge können 
auch durch ein Kennwort des Wahlvorschlags-
trägers gekennzeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrif-
ten der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten.  

 
 
 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen 
von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen 
Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger un-
terzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen 
muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein.  

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Partei-

en und Wählergruppen müssen außerdem von min-
destens 78 Wahlberechtigten der Gemeinde per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies 
gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. 
Dies gilt jedoch nicht, wenn der bisherige Bürger-
meister oder Landrat als Bewerber vorgeschlagen 
wird. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame 
Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 
genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 78 Wahl-

berechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 
14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes 
zu beachten:  

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforde-
rung sind die Bezeichnung der Partei oder Wäh-
lergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen 
will, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie 
Familienname, Vornamen und Wohnort des vor-
zuschlagenden Bewerbers anzugeben. Der 
Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Form-
blätter zu vermerken.  

 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag 

unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt 
persönlich und handschriftlich unterschreiben; 
neben der Unterschrift sind Familienname, Vor-
namen, Geburtsdatum, Anschrift (Hauptwoh-
nung) des Unterzeichners anzugeben.  

 
- Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt 

oder gesondert eine Bescheinigung der Ge-
meinde Dörentrup nach dem Muster der Anlage 
15 zur KWahlO beizufügen, dass er im Wahlge-
biet wahlberechtigt ist.  
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- Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvor-

schlag derselben Art (also nur einen Wahlvor-
schlag für die direkte Wahl im Wahlbezirk und 
nur eine Reserveliste sowie nur einen Wahlvor-
schlag für die Wahl des Bürgermeisters) unter-
zeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen 
Wahlvorschlägen ungültig. Die Unterzeichnung 
des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zu-
lässig, wenn dieser in der Gemeinde wahlbe-
rechtigt ist.  

 
- Wahlvorschläge von Parteien und Wählergrup-

pen dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers 
durch eine Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung unterzeichnet werden. Vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; die Er-
klärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abge-
geben werden. Dabei hat der Bewerber zu ver-
sichern, dass er für keine andere Wahl zum 
Bürgermeister oder Landrat kandidiert. Die ord-
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklä-
rung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO 
abgegeben werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung des Bewerbers (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vor-
geschriebenen Versicherungen an Eides statt 
(Anlage 10c zur KWahlO).  

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbin-

dung mit § 2 der Satzung über die Zahl der zu wäh-
lenden Vertreter für den Rat der Gemeinde 
Dörentrup vom 01.07.1973, zuletzt geändert durch 
Änderungssatzung vom 20.02.2003 sind 

 
für die Gemeinde Dörentrup 26 Vertreter, 
davon 13 in Wahlbezirken zu wählen. 

 
Auf die Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 
vom 31.05.2013 über die Einteilung des Wahlgebie-
tes in Wahlbezirke für die Kommunalwahl 2014 wird 
hingewiesen. Sie kann jederzeit beim Wahlleiter der 
Gemeinde Dörentrup, - Wahlamt -, Poststraße 11, 
32694 Dörentrup, während der Dienststunden ein-
gesehen werden. 

 
 
 
 

 
3.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern können durch ein Kennwort gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei 
Beamten und Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 
und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, 
anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten.  

 
3.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss min-
destens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
3.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
3.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der 
Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Be-
werber ist zulässig.  

 
3.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Ab-
gabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  
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- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
erteilt werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherun-
gen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 
nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherung an Eides Statt einem an-
deren Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt 
ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 

13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Arbeitneh-
merverhältnis, sowie im Falle des § 13 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe b oder d KWahlG auch die 
ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur 
Behebung von Zweifeln für erforderlich hält.  

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die 

die Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmer nach § 
13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienst-
herr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
angestellt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge im Üb-
rigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder 
für einen auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werber sein soll.  

 
4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-

werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reservelis-
te ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzen-

den Bewerbers; 
 
 

 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu er-
setzende Bewerber aufgestellt ist.  

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 7 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein.  

 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 7 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Mus-
ter der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei 
Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zu-
stimmungserklärung der Bewerber ist auf der Re-
serveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag 
beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters und 
der Vertretung der Gemeinde Dörentrup sind bis spätes-
tens 07. April 2014, 18.00 Uhr ( zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 
1 KWahlG genannten Zeitpunkt (48. Tag vor der Wahl, 
18.00 Uhr - Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Ge-
meinde Dörentrup, -Wahlamt-, Poststraße 11, 32694 
Dörentrup, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Dörentrup, 10.12.2013 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
und die Wahl des Bürgermeisters  
der Gemeinde Dörentrup 
 
gez. 
 
 
Friedrich Ehlert 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
556 Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal 

abgegebenen Trinkwassers 
 
Aufgrund des § 9 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeit von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch- und 
Reinigungsmittelgesetz - WRMG) vom 17. Juli 2013 (BGBl. 
I S. 2538), geändert durch Artikel 2 Abs. 98 des Gesetzes 
vom 07. August 2013 (BGBl. I S. 3154) i. V. mit § 13 Abs. 1 
der Hauptsatzung der Gemeinde Extertal in der zz. gültigen 
Fassung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal abgege-
benen Trinkwassers haben am 24.09.2013 in nachstehen-
den Versorgungsbezirken betragen: 
 
Ortsteil(e) Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Härtebereich 

Almena 15,2° 2,7105 hart 

Göstrup 16,1° 2,871 hart 

Bösing-
feld/ 

Asmissen/ 
Nalhof/ 

Meierberg 

12,8°- 
21,0° 

2,2826-
3,7448 

mittel bis hart 

Bremke 12,8° 2,2826 mittel 

Rott 11,8° 2,1042 mittel 

Silixen/ 
Laßbruch/ 

Küken-
bruch 

12,4°- 
13,1° 

2,2112-
2,3361 

mittel 

 
Härtebereich weich 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart 
mehr als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Wirtschaftsberiebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
Az.: I.3 - 815.75/Fr/Km 
Extertal, 15.11.2013 
 
 
gez. 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
 
 

 
557 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde Extertal für 
das Wirtschaftsjahr 2012 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat am 16.10.2013 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2012 
festgestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresgewinn 2012 in Höhe von 129.461,60 € wird mit 
dem Verlustvortrag verrechnet. Es verbleibt ein Verlustvor-
trag in Höhe von 92.054,93 €. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden im Verwaltungs-
gebäude Rathaus drei, Mittelstr. 36, 1. Obergeschoss, 
Raum 10, 32699 Extertal, aus. 
 
Der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer der Wirtschaftsbetriebe Extertal. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2012 hat 
sie sich des Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WIBERA AG, 
Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 02.09.2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Extertal, Extertal für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und  ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigen-
betriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft WIBERA AG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt da-
bei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 07.11.2013 
 
GPA NRW         (Siegel) 
Im Auftrag 
 
 
Matthias Middel 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Gemein-
de Extertal für das Wirtschaftsjahr 2012 sowie der Ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen werden gemäß § 13 Abs. 1 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Extertal vom 06.11.2009 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung NW vom 
16.11.2004 (GV.NRW. S. 644, ber. 2005 S.15), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13.08.2012 
(GV.NRW. S. 296), öffentlich bekannt gemacht. 
 
Wirtschaftsbetriebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
 
Extertal, 20.11.2013 
 
 
gez. 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
 
 
 
558 Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Exter-

tal , OT Almena, für das Gebiet „Fütig“, Sat-
zungsbeschluss, Ortsübliche Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses und Inkrafts-
etzung (§ 10 Abs. 3 BauGB) 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
11.07.2013 den Satzungsbeschluss über den Bebauungs-
plan Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das 
Gebiet „Fütig“, gefasst. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Fütig“, ist gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und be-
darf gemäß § 10 Abs. 2 BauGB keiner Genehmigung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Fütig“, besteht aus der Planurkun-
de (Planzeichnung einschließlich Planzeichenerklä-
rung).Dem Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Exter-
tal, OT Almena, für das Gebiet „Fütig“, ist eine Begründung 
beigefügt. Bestandteil der Begründung ist der Umweltbe-
richt und die zusammenfassende Erklärung. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, 
OT Almena, für das Gebiet „Fütig“, wird ein eingeschränk-
tes  Gewerbegebiet festgesetzt.  
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet 
„Fütig“, geht aus der  kartografischen Übersicht hervor, die 
Bestandteil der Öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird 
der Bebauungsplan Nr. 01/08  der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Fütig“, rechtsverbindlich. 
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Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 01/08 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Fütig“, wird 
als Ersatzbekanntmachung bekanntgemacht, in dem der 
Sachverhalt, dass der Rat den Satzungsbeschluss gefasst 
hat, öffentlich bekanntgemacht wird und eine Einsichtnah-
me der beschlossenen Satzung (Bebauungsplan) gewähr-
leistet wird. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 01/08  der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Fütig“,  liegt ab dem Zeitpunkt der 
öffentlichen Bekanntmachung einschließlich der Begrün-
dung und der zusammenfassenden Erklärung bei der Ge-
meinde Extertal, Rathaus drei,  Fachbereich Planen und 
Bauen, Mittelstraße 36, Raum 13, 32699 Extertal, während 
der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht-
nahme öffentlich aus. Jedermann kann über den Inhalt des 
Bebauungsplanes Auskunft verlangen. 
 
Hinweise: 
 

1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Ver-
letzung der in § 214 Abs. 1 bis 3 des BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend 
gemacht worden sein. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 

Abs. 1 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eins Jahres seit die-
ser Bekanntmachung gegenüber der Ge-
meinde schriftlich geltend gemacht worden 
sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Ver-

fahrens- und Formvorschriften begründen 
soll, ist darzulegen. 

 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 

und 2 des BauGB über die Entschädigung 
von durch die Inkraftsetzung des Bebauungs-
planes eingetretenen Vermögensnachteile 
sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche 
wird hingewiesen. 

 
5. Eine Verletzung von Verfahrens und Form-

vorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) im Auf-
stellungsverfahren des Bebauungsplanes 
kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres  nicht mehr geltend werden, es 
sei denn  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b.) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 

c.) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d.) der Form- und Verfahrensfehler ist ge-
genüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache benannt, die den Man-
gel ergibt. 

Gez. 
 
Hans Hoppenberg 
(Bürgermeister) 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/ Da 
 
 
Extertal, 15.11.2013 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
559 Öffentliche Bekanntmachung Widerspruchs-

recht gegen Datenübermittlungen und Einwil-
ligungsrecht für Datenübermittlungen 

 
Gemäß § 35 Absatz 6 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NW - MG NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 
(GV.NW.S.332, ber. S. 386), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.12.2009 (GV.NW.S.765) weist die Meldebehörde 
auf Folgendes hin: 
 
1. Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-
 lung aus dem Melderegister 
 
 In folgenden Fallen besteht das Recht, Wider-
 spruch gegen die Weitergabe von Daten durch die 
 Meldebehörde zu erheben: 
 

a) Übermittlung der Daten im Wege des automa-
tisierten Abrufs über das Internet (§ 34 Absatz 
1b MG NW) 

 
b) Weitergabe von Daten an Parteien, Wähler-

gruppen und andere Träger von Wahlvor-
schlägen im Zusammenhang mit Parlaments- 
und Kommunalwahlen (§ 35 Absatz 1 MG 
NW) 

 
c) Weitergabe von Daten an Antragsteller und 

Parteien im Zusammenhang mit Volksbegeh-
ren und Volksentscheiden sowie Bürgerbe-
gehren (§ 35 Absatz 2 MG NW) 

 
2. Erfordernis der Einwilligung für die Datenüber-
 mittlung aus dem Melderegister 
 
 In folgenden Fällen ist die Weitergabe von Daten 
 durch die Meldebehörde nur mit ausdrücklicher 
 Einwilligung der Betroffenen zulässig: 
 

a) Weitergabe von Daten über Alters- und Ehe-
jubiläen an Mitglieder parlamentarischer oder 
kommunaler Vertretungskörperschaften sowie 
Presse und Rundfunk (§ 35 Absatz 3 MG 
NW) 

 
b) Weitergabe von Daten an Adressbuchverlage 

zum Zweck der Veröffentlichung in gedruck-
ten Adressbüchern (§ 35 Absatz 4 MG NW). 

 
Die Datenübermittlung nach Ziffer 1 und 2 umfasst ge-
mäß § 22 Melderechtsrahmengesetz (MRRG) und § 35 MG 
NW die folgenden Angaben: 
 

1. Vor- und Familienname 
2. Doktorgrad 
3. Anschrift 
4. bei Ehe- und Altersjubiläen zusätzlich Tag und Art 

des Jubiläums 
 
 
 
 
 
 

 
Betroffene, die von ihrem Widerspruchs- bzw. Einwilli-
gungsrecht Gebrauch machen wollen, werden hiermit ge-
beten, die entsprechende Erklärung schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entsprechen-
der Vordruck wird hierfür bereitgehalten. 
 
Bei Personen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift 
der Sorgeberechtigten. Der Widerspruch bzw. die Einwilli-
gung bedürfen keiner Begründung und bleiben bis auf Wi-
derruf gültig. 
 
Lemgo, 26.11.2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
 
 
 
560 Öffentliche Bekanntmachung Hinweis auf das 

Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-
lung aus dem Melderegister (§ 18 Abs. 7 des 
Melderechtsrahmengesetzes –MRRG) 

 
Gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBl. I S. 
1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.04.2013 
(BGBl. I S. 730), übermittelt die Stadt Lemgo als Meldebe-
hörde zum Zweck der Übersendung von Informationsmate-
rial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bundesamt 
für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende Da-
ten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden:  
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§ 18 Abs. 7 
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der Voll-
endung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die zu 
ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Alte Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kun-
denberatung, 32655 Lemgo zu richten oder direkt bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kundenberatung, 
Ballhaus, Marktplatz 3, 32657 Lemgo einzulegen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Lemgo, den 26.11.2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 

561 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des 
Bebauungsplan 01/26 „Südufer Schiedersee“ 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil 
Schieder  

 
In seiner Sitzung am 08.10.2013 hat der Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg den Bebauungsplan 01/26 „Sü-
dufer - Schiedersee“ der Stadt Schieder-Schwalenberg, 
Ortsteil Schieder als Satzung nebst Begründung, Umwelt-
bericht und Artenschutzbeitrag beschlossen. 
 
Wesentlicher Inhalt des Bebauungsplans ist die Fest-
setzung verschiedener Sondergebiete gemäß 
§ 10 BauNVO, die der Erholung dienen.  
 
Neben den konkreten Planfestsetzungen sind weitere 
Angaben zu den Umwelt bezogenen Auswirkungen in 
Bezug auf Natur- und Landschaftsschutz, sowie Vor-
kommen und Auswirkungen artenschutzrechtlicher Art 
für mögliche Bestände von Fledermäusen, Teichrohr-
sängern, Mehl- und Rauchschwalben verfügbar.  
 
Gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt der Bebauungsplan 
01/26 „Südufer - Schiedersee“ der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Ortsteil Schieder mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft und liegt auf Dauer der in den Amtsräumen 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 2 - Stadt-
entwicklung zu Jedermanns Einsicht aus. Der Bebauungs-
plan, sowie dessen Anlagen können während der Dienst-
stunden eingesehen werden. Über den Inhalt des Planes 
wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans 01/26 
„Südufer-Schiedersee“ kann dem beigefügten Übersichts-
plan (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) entnommen 
werden.  
 
Hinweise:  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 
3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Ab-

satz 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans und 

 
c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorgangs 
 

dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Schieder-
Schwalenberg unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 
 
 
 
 
 
 
 

 
2.  Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flä-
chennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,  

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder 

der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden,  
 

 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
3. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 
für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch 
den Bebauungsplan und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 20.11.2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs 

des Bebauungsplans 01/26 "Südufer – Schiedersee“ der 
Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 

 
 

(Übersichtskarte ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
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562 24. Änderung des Flächennutzungsplans und 

5. Änderung des Bebauungsplans 01/10 
„Hainberg“ der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
Der Entwurf der 5. Änderung des Bebauungsplans 01/10 
„Hainberg“ und der Entwurf der 24. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Stadt Schieder-Schwalenberg werden 
nebst den entsprechenden Begründungen zur Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausge-
legt.  
 

Gegenstand 
der 24. Änderung des Flächennutzungsplans 

und 
der 5. Änderung des Bebauungsplans 

ist die Umwandlung 
des vorhandenen Sondergebietes für Wochenend- 

und Ferienhäuser in Wohngebiet. 
 
Neben den konkreten Planfestsetzungen und deren Be-
gründungen sind weitere Angaben zu den Umwelt bezoge-
nen Auswirkungen in Bezug auf Natur- und Landschafts-
schutz, sowie Vorkommen und Auswirkungen artenschutz-
rechtlicher Art für mögliche Bestände von planungsrelevan-
ten Fledermausarten, sowie entsprechender Brutvogelfau-
na verfügbar. Mit weiteren Auswirkungen artenschutzrecht-
licher Art ist nicht zu rechnen. 
 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in der beigefügten Über-
sichtskarte (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) um-
randet und verbindlich dargestellt.  
 
Gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches werden die 
vorgenannten Planentwürfe und Unterlagen in der Zeit vom 
 
18. Dezember 2013 bis einschließlich 18. Januar 2014 
 
öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen ab-
geben werden bei dem 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 19 / 20 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Hier liegen die entsprechenden Planentwürfe nebst vorge-
nannten Anlagen während folgender Zeiten aus: 
 
montags bis freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis mittwochs zusätzlich 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags zusätzlich 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
Außerhalb dieser Zeiten kann nach Vereinbarung ebenfalls 
eine Einsicht erfolgen.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Flächennutzungsplanände-
rung und die Bebauungsplanänderung unberücksichtigt 
bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans und 
des Bebauungsplans und die Durchführung der Beteiligung 
der Öffentlichkeit werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 25.11.2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
 

Darstellung des räumlichen  
Geltungsbereiches der 

24. Änderung des Flächennutzungsplans 
und 5. Änderung des Bebauungsplans  

01/10 „Hainberg“ 
der Stadt Schieder-Schwalenberg 

 
(Karten ohne Maßstab und ohne Planaussagen 
 
 
 
563 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg (Wahl im Wahlbezirk 
und Wahl aus der Reserveliste) im Jahr 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Zehnte Verordnung zur Änderung der 
KWahlO vom 27. Juni 2011 (GV. NRW. 2011 S. 300, ber. 
S. 394), - SGV NRW 1112) - fordere ich hiermit zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Schieder-
Schwalenberg,  -Wahlamt-, Domäne 3, Bürger- und Rat-
haus, 32816 Schieder-Schwalenberg, während der Dienst-
stunden kostenfrei abgegeben werden.  
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Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 des Kommunal-
wahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Juni 1998 (GV.NRW. 1998 Seite 454, be-
richtigt Seite 509 und 1999 Seite 70), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Kommu-
nalwahlgesetzes und zur Änderung kommunalverfassungs-
rechtlicher Vorschriften vom 1. Oktober 2013 (GV.NRW S. 
564), in Kraft getreten am 19. Oktober 2013 - SGV.NRW 
1112 - und der §§ 25, 26 und 31 KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbe-
zeichnungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen 
von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von 
diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht 
werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wähler-gruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder-oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 
lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Vorausset-
zungen wie Deutsche wählbar. 
Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist gegenüber dem Wahlleiter nach, dass 
für ihn im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 
34 Abs. 6 des Meldegesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen eingetragen ist, ist anstelle seiner 
Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsan-
schrift zu verwenden; die Angabe eines Postfachs 
genügt nicht. 

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihen-
folge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung als Ersatzbewerber. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammen-
tritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind  innerhalb der letzten 15 Monate vor 
Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahl-
bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekannt-
gabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezir-
ke zu wählen.  

 
 

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und Wähler-
gruppen durch ihre Satzungen.  

  
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Lei-
ter der Versammlung und zwei von dieser bestimm-
ten Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides 
Statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der 
Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides 
statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festle-
gung der Reihenfolge der Bewerber und die Be-
stimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstim-
mung erfolgt sind. Die Beibringung einer Ausfer-
tigung der Niederschrift und der Versicherung 
an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz 
KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen ein-
gereicht haben und wo und bis zu welchem Zeit-
punkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemä-
ßen Einreichung von Satzung und Programm von 
Parteien und Wählergruppen eingereicht werden 
können, macht das Innenministerium nach dem 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung öffentlich be-
kannt.  
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2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbin-

dung mit der Satzung über die Bestimmung der Zahl 
der Vertreter des Rates der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 08.05.2008 sind 

 
für die Stadt Schieder-Schwalenberg 28 Vertreter, 
davon 14 in Wahlbezirken zu wählen. 

 
Auf die Bekanntmachung der Wahlbezirkseinteilung 
der Stadt Schieder-Schwalenberg für die Kommu-
nalwahl 2014 vom 27. Mai 2013 weise ich ausdrück-
lich hin. Sie kann jederzeit beim Wahlleiter der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, -Wahlamt-, Domäne 3, 
32816 Schieder-Schwalenberg, während der 
Dienststunden eingesehen werden. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern können durch ein Kennwort gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beam-
ten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die Be-
schäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, an-
zugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  

 
2.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss min-
destens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
2.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
2.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

.  

 
2.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Ab-
gabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
erteilt werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherun-
gen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 
nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherungen an Eides Statt einem 
anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt 
ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 

13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Arbeitneh-
merverhältnis, sowie im Falle des § 13 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe b oder d KWahlG auch die 
ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur 
Behebung von Zweifeln für erforderlich hält.  

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die 

die Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach 
§ 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der 
sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge im Üb-
rigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder 
für einen auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werber sein soll.  
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3.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-

werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reservelis-
te ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzen-

den Bewerbers; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu er-
setzende Bewerber aufgestellt ist.  

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 8 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein.  

 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 8 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Mus-
ter der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei 
Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zu-
stimmungserklärung der Bewerber ist auf der Re-
serveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag 
beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg sind bis spätestens 07. April 
2014, 18.00 Uhr (zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 1 KWahlG 
genannten Zeitpunkt (48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr - 
Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Stadt Schieder-
Schwalenberg, -Wahlamt-, Domäne 3, 32816 Schieder-
Schwalenberg,  einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Schieder-Schwalenberg, den 02. Dezember 2013 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
 
(Gert Klaus) 

KrBl. Lippe 10.12.2013 
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